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L92009 Sozialhilfe Grundsicherung Mindestsicherung Wien

Norm

WMG §21

Rechtssatz

Die eingebrachte Beschwerde erscheint, was die Höhe des festgesetzten Rückforderungsbetrages anbelangt, teilweise

als berechtigt. Fest steht nämlich, dass der Beschwerdeführer bei Einhaltung der ihm obliegenden Meldep6ichten im

Rahmen der durch dessen Zuzug begründeten Bedarfsgemeinschaft einen, wenn auch weitaus geringeren, Anspruch

auf Leistungen aus der Bedarfsorientierten Mindestsicherung gehabt hätte. Entsprechend der ausdrücklichen

Anordnung des § 21 Abs. 2 des Wiener Mindestsicherungsgesetzes sind nur solche Leistungen, die auf Grund der

Verletzung der der Hilfe empfangenden Person obliegenden Anzeigep6icht zu Unrecht empfangen wurden, mit

Bescheid zurückzufordern. Dies gebietet jedoch die Berücksichtigung solcher Leistungen, welche der Hilfe

empfangenden Person auch bei Einhaltung ihrer Meldep6icht zugestanden wären und sind derartige Leistungen bei

der Ermittlung des Rückforderungsbetrages anzurechnen.Die eingebrachte Beschwerde erscheint, was die Höhe des

festgesetzten Rückforderungsbetrages anbelangt, teilweise als berechtigt. Fest steht nämlich, dass der

Beschwerdeführer bei Einhaltung der ihm obliegenden Meldep6ichten im Rahmen der durch dessen Zuzug

begründeten Bedarfsgemeinschaft einen, wenn auch weitaus geringeren, Anspruch auf Leistungen aus der

Bedarfsorientierten Mindestsicherung gehabt hätte. Entsprechend der ausdrücklichen Anordnung des Paragraph 21,

Absatz 2, des Wiener Mindestsicherungsgesetzes sind nur solche Leistungen, die auf Grund der Verletzung der der

Hilfe empfangenden Person obliegenden Anzeigep6icht zu Unrecht empfangen wurden, mit Bescheid

zurückzufordern. Dies gebietet jedoch die Berücksichtigung solcher Leistungen, welche der Hilfe empfangenden

Person auch bei Einhaltung ihrer Meldep6icht zugestanden wären und sind derartige Leistungen bei der Ermittlung

des Rückforderungsbetrages anzurechnen.

Schlagworte

Im Falle der Unterlassung der Meldung einer Wohnsitzänderung und so bedingter Begründung einer

Bedarfsgemeinschaft ist im Falle der Festsetzung einer Rückforderung nach § 21 WMG der fiktive zusätzliche Anspruch

der Bedarfsgemeinschaft auf den Rückforderungsbetrag anzurechnen
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